
Sachsen

Interview mit Sebastian Wippel
Peer Oehler führte das Interview für die Deutsche Polizei

DP: Herr Wippel, vielen Dank, dass Sie den 
Landesvorsitzenden vertreten. Seit eini­
gen Wochen sind Sie gesichert rechts­
extremistisch, wie fühlt sich das an?

Sebastian Wippel: Ich fühle mich nicht an-

ders als vorher. Es ist unschön, aber jeder 

hat damit gerechnet, dass es kommt. Das 

Ganze ist aus unserer Sicht eine politisch 

motivierte Aktion der Regierung. Der Verfas-

sungsschutz ist Bestandteil des CDU-geführ-

ten Innenministeriums und man darf sich 

die Frage stellen, ob hier neutral agiert wird.

DP: Wir haben als GdP schon 2021 festge­
stellt, dass Mitgliedschaften in AfD und 
GdP unvereinbar sind, weil alles, wofür 
wir nach Satzung stehen, sich in Ihren 
politischen Zielen nicht wiederfindet. 
Und wir unterstehen nicht dem Innenmi­
nisterium.

Sebastian Wippel: Den Beschluss der Un-

vereinbarkeit halte ich trotzdem für falsch. 

Eine Gewerkschaft soll sich für die Interes-

sen der Bediensteten einsetzen und nicht im 

politischen Wettbewerb Einfluss nehmen.

DP: Klingt, als ob Sie den Gewerkschaf­
ten das Recht absprechen, politische 
Kraft sein zu dürfen?

Sebastian Wippel: Eine Polizeigewerk-

schaft muss sich nicht unbedingt zu poli-

zeifremden Themenbereichen äußern.

DP: Aber zu Gesellschaftspolitik!

Sebastian Wippel: Das sehe ich nicht als 

Aufgabe der Gewerkschaft.

DP: Aber Spannungen in der Gesell­
schaft führen immer zu Polizeieinsät­
zen, deshalb muss die GdP, die daran 
interessiert ist, Einsatzanlässe zu mini­
mieren, sich überall dort positionieren, 
wo Spannungen in der Gesellschaft ver­
meidbar sind oder wie im Fall der AfD 
eskaliert werden.

Sebastian Wippel: Ich halte es für eine Un-

terstellung, dass die AfD politische Spannun-

gen eskaliert. Seit unserer Gründung werden 

wir regelmäßig als Nazis beschimpft. Das 

zeigt mir, dass das eine sehr zugespitzte De-

batte ist. Dass man als Gewerkschaft das Ziel 

vertreten sollte, gesellschaftliche Spannun-

gen zu minimieren, stimmt. Aber da hilft es 

nicht, wenn man einerseits Gespräche mit 

der stärksten politischen Kraft im Land aus-

schließt und anderseits der DGB zu Linksra-

dikalen bei Demos wenig Distanz übt. 

DP: Konsens besteht darin, dass eine 
spannungsfreie Gesellschaft gut für die 
Polizei wäre?

Sebastian Wippel: Die schönste aller Wel-

ten ist die, dass alle Bürger mit der Politik, 

die gemacht wird, einverstanden sind. Aber 

das ist nicht real. Es werden immer Leute mit 

Entscheidungen unzufrieden sein. Und die 

Polizei gerät dann, wie bei den Coronamaß-

nahmen, zwischen die Fronten.

DP: Und welchen Beitrag leistet die AfD 
dazu, wenn sie eine Überfremdungs­
debatte und Zuwanderungsängste per­
manent schürt?

Sebastian Wippel: Wir thematisieren Din-

ge, die präsent sind. Dass es Probleme im 

Zuge der Zuwanderung gibt, ist ein ganz kla-

rer Sachverhalt. Wenn ich feststelle, dass ich 

bei Gewaltkriminalität einen Ausländeran-

teil von einem guten Drittel habe und die-

se Gruppe damit überrepräsentiert ist, dann 

merken das natürlich auch die Opfer.

DP: Aber ist die Lösung eine Debatte, in 
der AfD­Politiker über den Schusswaf­
feneinsatz gegen Erwachsene und/oder 
Kinder an der Grenze philosophieren?

Sebastian Wippel: Das ist eine Debatte aus 

der Vergangenheit, die von Frauke Petry ge-

führt wurde …

DP: … und von Beatrix von Storch!

Sebastian Wippel: Die Frage ist: Wie ist 

das Bundespolizeigesetz anzuwenden? 

Wie weit gehe ich beim Grenzschutz und 

einer Gruppe, die gewaltsam versucht, 

technische Sperren zu überwinden? Das 

ist dann die allgemeine Frage der Verhält-

nismäßigkeit. Wenn es der Gesetzgeber 

nicht wollen würde, dass man sich als Ul-

tima Ratio Gedanken darüber macht, sol-

che Mittel einzusetzen, hätte er es wahr-

scheinlich nicht in die Gesetze geschrie-

ben. Das heißt natürlich nicht, dass wir 

sagen: Stellt euch an die Grenze und 

schießt alle ab. Das ist Quatsch!

DP: Wenn Sie die sächsische Polizei und 
ihre Aufgaben betrachten, stehen Auf­
gabe und Personal in einem gerechten 
Verhältnis zueinander?
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Sebastian Wippel: Nein, das kann ich ganz 

klar sagen. Seit wir im Landtag sind, haben 

wir angefangen zu rechnen, wie viel Polizei 

wir brauchen, und kamen auf eine ungefäh-

re Zahl von 15.000 Polizisten, nicht Bediens-

teten. Das zeigt zum Beispiel ein Blick auf 

die Arbeitsbelastung im Bereich der Krimi-

naldienste. Es gibt Sachbearbeiter, bei de-

nen teilweise 80 Vorgänge liegen. Wir ha-

ben gesagt, mehr als 40 sollten es nicht sein. 

Man muss auch schauen, wie viele Leute we-

gen Dauererkrankung, Elternzeit oder Teil-

zeit abwesend sind. Das muss eine Personal-

planung mitberücksichtigen.

Genauso wie ich bei den Einstellungszah-

len den durchschnittlichen Anteil derer be-

rücksichtigen müsste, die Ausbildung oder 

Studium nicht schaffen. Wenn ich weiß, wie 

hoch die Abbrecherquote ist, kann ich den 

Einstellungskorridor entsprechend erhöhen, 

damit am Ende das rauskommt, was ich ha-

ben will. Es ist einfach deutlich zu wenig 

und die Stellenpläne sehen eine adäquate 

Verbesserung nicht vor. 1.000 Stellen hat die 

Regierung versprochen, 518 waren es dann 

das letzte Mal.

DP: Die Fachkommission zur Evaluation 

des Personalbedarfs der Polizei ist nach 

Beschluss des Landtages alle zwei Jahre 

einzusetzen, um den Landtag vor jedem 

Doppelhaushalt zu beraten. Nach wel-

cher Methode sollte die Fachkommis sion 

den Personalbedarf erheben?

Sebastian Wippel: Am Ende kann ein Ver-

gleich mit anderen Bundesländern nur dazu 

dienen, sich ungefähr einordnen zu können. 

Eine Makroberechnung kann man durch-

aus machen, aber man muss dann schon 

am Ende auch in die Tiefe einsteigen und 

schauen, ob es im einzelnen Bereich passt. 

Da muss man auch mal die Ergebnisse einer 

Mikroberechnung einbeziehen. Am Ende ist 

es natürlich eine politische Frage. Die Poli-

zei kann sagen, welchen Bedarf sie hat, und 

die Koalition entscheidet.

DP: Der Haushalt beschäftigt sich meist 

nur mit der Anzahl von Stellen. Das Ver-

hältnis von Polizei und Verwaltung ist 

für uns aber genauso wichtig. Wir haben 

jetzt einen Aufwuchs von Stellen des Po-

lizeivollzugsdienstes, ohne dass der Ta-

rifbereich gleichzeitig mitwächst. Sind 

Sie damit einverstanden?

Sebastian Wippel: Ich glaube, da kann es 

keinen Automatismus geben. Es ist ein Unter-

schied, ob ich nur mal zehn Leute mehr im Re-

vier habe oder ob ich eine komplett neue Hun-

dertschaft einrichte. Gut wäre erst mal, wenn 

die Tarifbeschäftigtenstellen eben auch von 

Tarifbeschäftigten besetzt sind und nicht von 

Polizeivollzugsbediensteten. Und wir müssen 

schauen, welche Prozesse durch den Gang der 

Technik tatsächlich optimiert werden können. 

Wie digital darf der Polizeivollzugsdienst auch 

sein? Muss ich wirklich noch immer alles mit 

Bargeld abrechnen oder kommen wir endlich 

mal dahin, dass auch die Verkehrsordnungs-

widrigkeit mit Karte bezahlt werden könnte?

DP: Genauso wichtig ist für uns das Ver-

hältnis zwischen „mittlerem“ und „geho-

benem“ Dienst. Zu 60 % der LG 1.2 gehö-

ren 40 % der LG 2.1. Unterstützt die AfD 

einen proportionalen Aufwuchs an Füh-

rungsdienstposten so, wie die Dienstpos-

ten im Bereich der LG 1.2 aufwachsen?

Sebastian Wippel: Das ist ein Thema für 

sich. Es wäre wünschenswert, landesweit 

mal vernünftige Dienstpostenkonzepte zu 

haben. Das Verhältnis 1.2/2.1 muss aber 

nicht strikt 60/40 sein. Bei einer Gruppe 

Bereitschaftspolizei gibt es auch nur einen 

Gruppenführer in der LG2.1. 

DP: Gegenwärtig haben wir aber auf den 

Revieren einen hohen Anteil an Dienst-

posten „Streifenführer“, auf dem Beam-

te der LG 1.2. sitzen.

Sebastian Wippel: Prinzipiell traue ich al-

len zu, dass sie diese Arbeit auch schaffen. 

Manchmal macht es ein erfahrener Haupt-

meister mindestens genauso gut wie ein 

unerfahrener Kommissar. Wichtig wäre mir 

eher, dass die Leute so besoldet werden, 

wie der Dienstposten bewertet ist. Wenn der 

stellvertretende Dienstgruppenführer mit 

A 11 bewertet ist und der Inhaber hat eine 

A 9, spart sich der Dienstherr über die Jahre 

eine Menge Geld.

DP: Wir ändern einfach das Bundesbesol-

dungsgesetz von „Die Besoldung richtet 

sich nach dem Amt“ in „Die Besoldung 

richtet sich nach der Funktion“.

Sebastian Wippel: Geht in die richtige 

Richtung. 

DP: Rein mathematisch kann der Nach-

wuchsbedarf von Industrie, Handwerk 

und öffentlicher Verwaltung durch Ein-

heimische nicht befriedigt werden. Das 

trifft auch die Nachwuchsgewinnung 

für den Polizeivollzugsdienst. Wir wol-

len als Gewerkschaft der Polizei unbe-

setzte Ausbildungsstellen vermeiden 

und schlagen das Projekt einer Europa-

klasse vor.

Sebastian Wippel: Die Anzahl der geeig-

neten Bewerber ist immer noch höher als 

die Anzahl derer, die eingestellt worden 

sind. Und wenn sich das mal ändert, stellt 

sich die Frage, ob wir noch unausgeschöpf-

tes Potenzial haben. Warum springen Leu-

te ab? Zögert der Freistaat zu lange mit der 

Einstellungszusage? Wie viele Leute sprin-

gen ab, wenn sie „Schneeberg“ hören? Das 

ist das Potenzial, das ich erst mal heben 

würde.

DP: Aber wenn uns die Bewerber ausge-

hen, unterstützen Sie eine Europaklasse.

Sebastian Wippel: Ich würde es nicht Euro-

paklasse nennen. Ich würde die EU-Bürger, 

die innerhalb der Polizei Sachsens mitarbei-

ten wollen, ganz normal in die Klassen integ-

rieren. Voraussetzung ist, sie erfüllen die An-

forderungen, die jeder andere auch zu erfüllen 

hat: Deutschkenntnisse in Wort und Schrift! 

Ich habe seinerzeit in Görlitz sehr gute Erfah-

rungen mit einem ganz vorzüglichen Kolle-

gen gemacht, der polnischer Staatsbürger ist. 

Wo ich tatsächlich ein Problem habe, ist eine 

Erfahrung mit einem niedersächsischen Kol-

legen, der einen deutschen Pass und libane-

sische Wurzeln hatte, der als Bereitschafts-
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polizist sagt „Ich feiere Ramadan!“ und der 
immer wieder zu erkennen gegeben hat, dass 
er Schwierigkeiten mit Israel hat.

DP: Lieber haben Sie eine Stelle unbe-

setzt als mit einem Kollegen besetzt, der 

Ramadan feiert?

Sebastian Wippel: Die Frage ist nicht, ob 
er Ramadan, Chanukka oder Weihnachten 
feiert. Entscheidend ist, dass er sich an das 
Fastengebot hält und dann tagsüber nichts 
trinkt. Und wenn du dann im Hochsommer 
schwierige Einsätze hast, besteht die Ge-

fahr, dass dir so ein Kollege umkippt, weil 
er nicht mehr so belastbar ist.

DP: Aber das stimmt doch nicht. Die Re-

geln des Ramadans gestatten doch aus-

drücklich, dass man aus beruflichen 

Gründen das Fasten durchbrechen kann.

Sebastian Wippel: Das hat derjenige aber 
anders gesehen und dann wird es proble-
matisch.

DP: Wenn Sie einen Blick auf die Poli-

zei Sachsen in zehn Jahren werfen, wo 

sehen Sie den größten Handlungsbe-

darf?

Sebastian Wippel: Ich denke, der größte 
Wurf wäre tatsächlich die Überarbeitung 
des Besoldungssystems. Das Nächstwichti-
ge ist für mich eine bessere technische Aus-
stattung. Ich denke, nicht zuletzt durch un-
seren Druck ist auch wirklich was passiert in 
der Polizei. Aber im Bereich Vereinfachung 
der Arbeit durch die Digitalisierung ist noch 
viel Luft nach oben.

DP: Vielen Dank!

Redaktionsschluss

Bitte beachten:  

Der Redaktionsschluss für das Landes-

journal Sachsen, Ausgabe für Febru-

ar 2024, war der 27. Dezember 2023, für 

März 2024 ist es der 22. Januar 2024 und 

für April 2024 ist es der 19. Februar 2024.

Hinweise: 

Das Landesjournal versteht sich nicht nur 

als Informationsquelle, sondern auch als 

Kommunikationsforum für die sächsi-

schen Kolleginnen und Kollegen. Zuschrif-

ten sind daher ausdrücklich erwünscht. 

Die Redaktion behält sich jedoch vor, Le-

serbriefe gekürzt zu veröffentlichen. Für 

unverlangt eingesandte Manuskripte oder 

Fotos übernehmen wir keine Gewähr für 

Veröffentlichung, den Zeitpunkt der Veröf-

fentlichung oder Rücksendung. Nament-

lich gekennzeichnete Artikel/Leserbriefe 

stellen nicht in jedem Fall die Meinung der 

Redaktion dar.

Die Redaktion

APP

DP Digital – macht alle mit!

Die digitale Deutsche Polizei steht als App 
zur Verfügung. Egal ob Android oder 

iOS – jeder Nutzer kann umsteigen und da-
mit das Papier für die Tonne sparen.

Nutzt den Vorteil der papierlosen App, 
welche ihr immer bei euch habt und in der 
ihr auch die anderen Landesteile mitlesen 
könnt. So erfahrt ihr nicht nur, was in Sach-
sen los ist, sondern auch, was es in den an-
deren Bundesländern und beim Bund Neu-
es gibt. Damit bieten wir unseren Mitglie-
dern einen noch besseren Lesekomfort und 
viel mehr Möglichkeiten als mit der Print-
ausgabe.

Damit der Umstieg gelingt, ladet euch 
die App herunter und teilt der Geschäfts-
stelle mit, dass ihr auf die Printausgabe 
verzichtet.

Hierfür nutzt die Mail:

gdp@gdp-sachsen.de, oder die 

Telefonnummer: (035204) 68711 

Die Deutsche Polizei geht mit der Zeit – geh 
auch du mit der Zeit! I
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Alle Jahre wieder …
Wolfgang Reinsch 
Senioren, BG PD Görlitz

Zur vorweihnachtlichen Zusammenkunft 
trafen sich die Senioren der Bezirks-

gruppe Görlitz aus den Bereichen Görlitz, 
Zittau, Löbau und Oberland auch im Jahr 
2023 wieder im Einkehrhaus 
in Galgenberg. Dieses Tref-
fen musste nur während der 
Coronazeit ausgesetzt wer-
den. Mit „Galgenhumor“ 
nahmen wir zur Kenntnis, 
dass der diesjährige Weih-
nachtsmann aus objekti-
ven wie subjektiven Grün-
den keine ausladenden Ga-
ben verschenken konnte. 
Leider musste auch der ak-
tive Vorstand der Bezirks-
gruppe seine Präsenz die-
ses Jahr hintanstellen (Sit-
zungstermin, Krankheit). 
Trotzdem fand das Treffen allgemein posi-
tiven Anklang. 

Zunächst wurden Informationen zu in 
diesem Jahr wieder durchgeführten Akti-
vitäten der örtlichen Seniorengruppe bei 
der Unterstützung der dienstverrichten-

den Kollegen bei Einsatzbetreuung und 
Arbeitskampfmaßnahmen sowie der in-
dividuellen Unterstützung bei persönli-
chen Problemen von Mitgliedern gege-

ben. Später fand der obligate Gesprächs-
Background statt. Geschwelgt wurde bei 
Speis und Trank in Erinnerungen, Be-
kanntschaften erneuert und gefestigt so-
wie über manche lustige Begebenheit der 
Vergangenheit schwadroniert.

Leider konnten krankheits- und wetterbe-
dingt nicht alle avisierten Senioren des ge-
nannten Bereiches teilnehmen. Ihre Grüße 
wurden übermittelt. Unisono wurde der Or-

ganisation ein großes Lob zuteil. 
Trotz gern angenommener Ange-
bote zur Bespaßung von Mitglie-
dern wurde doch der individu-
ellen Unterstützung bei persön-
lichen Problemen auch für die 
Zukunft Priorität eingeräumt.

Ähnliche Events fanden 
auch in weiteren dislozierten 
Bereichen der Seniorenbetreuung 
in der Bezirksgruppe Görlitz (z. B. 
Bereiche Niesky und Hoyerswerda) 
statt.

Noch mal zum Weihnachts-
mann zurück. Bei den Tarifver-
handlungen im Dezember ver-

sprach er den Beschäftigten der Länder gro-
ßes Wohlergehen. Bleibt zu hoffen, dass damit 
auch uneingeschränkt die Versorgungsemp-
fänger gemeint waren. Selbige wurden ja für 
die Länderparlamente mahnend auch extra in 
dementsprechenden Publikationen genannt. I

Ruhestandseminare auch 2024
An alle „Bald“-Pensionärinnen und 
-Pensionäre,

wir freuen uns, euch unser bevorstehen-
des Seminar für den Ruhestand anzukün-
digen! Dieses speziell auf euch zugeschnit-
tene Programm bietet euch die Möglichkeit, 
sich auf den Übergang in den Ruhestand 
vorzubereiten und das nächste Kapitel in 
eurem Leben in vollen Zügen zu genießen. 
Unser Seminar wird von erfahrenen und gut 
ausgebildeten Pensionären der GdP-Senio-
rengruppe geleitet, die euch wertvolle Ein-
blicke und praktische Ratschläge geben 
werden. Wir werden verschiedene Themen 

behandeln, darunter finanzielle Planung, 
Gesundheit und Wohlbefinden, Freizeit-
gestaltung und vieles mehr. Ihr werdet die 
Chance haben, eure Fragen zu stellen und 
von den Erfahrungen anderer Teilnehmer 
zu lernen.

Wir verstehen, dass der Übergang in den 
Ruhestand eine aufregende, aber auch her-
ausfordernde Zeit sein kann. Deshalb möch-
ten wir euch dabei helfen, diese Phase mit 
Zuversicht und Vorfreude anzugehen. Unser 
Ziel ist es, euch die Werkzeuge und das Wis-
sen zu vermitteln, welches ihr benötigt, um 
eure Ziele zu erreichen und ein erfülltes Le-
ben im Ruhestand zu führen.

Folgende Termine sind für 2024 vorgesehen:

21.02.2024 in Kesselsdorf

10.04.2024 in Bautzen

22.05.2024 in Leipzig

05.06.2024 in Chemnitz

11.09.2024 in Bautzen

09.10.2024 in Kesselsdorf

Wir freuen uns darauf, euch auf diesem 
spannenden Weg zu begleiten! 

Weitere Informationen und wie ihr euch 
anmelden könnt, erfahrt ihr auf der GdP-
Website oder in einer der nächsten Ausga-
ben. I
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Mediensucht – eine Sucht 
auf dem Vormarsch

Unser Alltag wird zunehmend digitaler. Ob 

Kommunikation, Einkäufe, Bankgeschäfte, 

Urlaubsplanung, Partnersuche, Unterhal-

tung, die Nutzungsmöglichkeiten werden 

immer vielfältiger. 

Der Großteil der Nutzer kann selbstbe-

stimmt mit Handy, Computer & Co. und 

dem Internet umgehen.

Ein kleiner Teil der Nutzer entwickelt 

allerdings beim Umgang mit diesen Medi-

en psychische Auffälligkeiten. Insbesonde-

re Jugendliche und junge Erwachsene sind 

dabei besonders gefährdet. 

Wer sehr viel Zeit vor dem Fernseher, 

dem PC, der Konsole oder mit dem Handy 

verbringt, hat vermutlich ein gestörtes Frei-

zeitverhalten und zeigt zumindest ein ris-

kantes Nutzungsverhalten. Aber kann man 

in diesem Fall bereits von einer Medienab-

hängigkeit/Mediensucht sprechen?

Hierzu ist es noch mal sinnvoll, die 

Kriterien einer Abhängigkeit/Sucht anzu-

schauen:

1.  Kontrollverlust, d. h. Betroffene kommen 

nicht mehr davon weg bzw. sind nicht fä-

hig, derartiges Verhalten zu beenden.

2.  Körperliche und seelische Entzugssymp-

tome

3.  Vernachlässigung von Familie und Beruf 

(Schule, Ausbildung, Studium etc.)

4.  Durch die Sucht entsteht ein signifikanter 

Schaden, d. h. Probleme, Trennung, Kün-

digung, Schulden aufgrund der Sucht.

5.  Suchtproblematik muss über einen län-

geren Zeitraum bestehen (Experten spre-

chen von mindestens einem Jahr).

Meist sind die Grenzen zwischen riskan-

tem Gebrauch und einer Sucht fließend. 

Was Süchte, egal welche, aber eint: Sie 

wirken sich auf das Belohnungssystem 

im Gehirn aus. Die Mechanismen dahin-

ter sind jedoch noch nicht bis ins Detail 

erforscht. 

Im Jahr 2018 wurde durch die WHO (Welt-

gesundheitsorganisation) im Klassifikati-

onssystem aller Krankheiten unter ICD-11 

die Computerspielsucht „Gaming Disorder“ 

als eigenständige Diagnose eingeführt und 

gelistet. Es ist somit eine anerkannte Ver-

haltenssucht. Im Januar 2022 trat diese in 

Kraft. So erfuhr eine solche Störung der Im-

pulskontrolle mehr Aufmerksamkeit und 

Experten erhoffen sich dadurch perspekti-

visch bessere und spezifischere Therapien. 

Zu den digitalen Süchten zählen neben 

der Computerspielsucht auch die Internet-

sucht, Smartphone-Sucht, Online-Kauf-

sucht, Online-Pornosucht, Instagram-Sucht, 

TikTok-Junkie, Videospielsucht u. a. spezia-

lisierte Süchte. Im Allgemeinen wird jedoch 

von Mediensucht gesprochen. 

Mittlerweile gibt es zahlreiche Studien 

und Fakten, die belegen, dass die übermä-

ßige Nutzung digitaler Medien zu Erkran-

kungen und Beschwerden führen kann. Hier 

sind beispielhaft Haltungsschäden, Schlaf- 

und Angststörungen, Kurzsichtigkeit und 

auch Depressionen aufgeführt. Meist geht 

die Sucht noch mit dem sozialen Rückzug 

und mangelndem Selbstbewusstsein außer-

halb der virtuellen Welt einher. 

Die Mediensucht ist geschlechts- und 

altersunspezifisch. Studienergebnisse der 

BZgA aus dem Jahr 2019 belegen jedoch, 

dass über 20 Prozent der 12- bis 17-Jährigen 

einen problematischen Medienkonsum auf-

weisen. Fast 6 Prozent dieser Altersgruppe 

waren zu diesem Zeitpunkt schon von einer 

krankhaften Störung betroffen. Der Corona-

Lockdown führte zu einem weiteren drasti-

schen Anstieg der Gaming- und Internetzei-

ten, sowohl bei Kindern und Jugendlichen 

als auch bei Erwachsenen.

Die Forschung steckt dazu noch in 

den Anfängen, zumal Verhaltenssüchte 

schwerer zu erforschen sind, da es an ge-

eigneten Methoden fehlt. Die Auswirkun-

gen werden jedoch zunehmend die Gesell-

schaft und unser Gesundheitssystem be-

schäftigen.

Deshalb appellieren die Fachleute, insbe-

sondere Kinder alters- und nutzungsgerecht an 

diese Medien heranzuführen und von Beginn 

an Regeln und klare Mediennutzungszeiten 

festzulegen. Als Orientierung nennen die BZgA 

und andere Krankenkassen folgende Zeiten:

• Kinder von 0 bis 3 Jahren: keine Bild-

schirmmediennutzung 

•  Kinder von 3 bis 6 Jahren: höchstens 30 Mi-

nuten täglich

•  Kinder von 6 bis 10 Jahren: höchstens 45 

bis 60 Minuten täglich 

Bei größeren Kindern lässt sich vereinfacht 

ein Wochenkontingent der Medienzeit mit 

einer Stunde pro Lebensjahr pro Woche als 

nicht besorgniserregend angeben.

Manch einem erscheinen diese Zahlen als 

nicht mehr zeitgemäß und schwer im Alltag 

umzusetzen bzw. die Sinnhaftigkeit dieser 

Richtwerte mit ihrem Umfeld verständlich zu 

kommunizieren, jedoch geht es hier um die 

Gesundheit zukünftiger Generationen. Wich-

tig bleibt, den Kindern/Jugendlichen und sich 

selbst Alternativen zu bieten. Sei es Sport, ge-

meinsame Zeit ohne Medien und immer ein 

„offenes Ohr“ für Probleme zu haben, damit 

man frühzeitig riskantes Verhalten eindäm-

men und somit einer Sucht vorbeugen kann. 

Wollen Sie selbst einmal Ihre Smart-

phone-Nutzung hinterfragen? Dann emp-

fehlen die Suchtkrankenhelfer der Polizei 
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Sachsen den Selbsttest der Landesanstalt 

für Medien NRW, zu finden unter: www.me-

dienanstalt-nrw.de/reset.

Reflektieren Sie in einer ruhigen Minu-

te Ihren Medienumgang. Wie viel Zeit und 

Raum nehmen das Handy/Internet mittler-

weile in Ihrem Alltag, außerhalb der beruf-

lichen Notwendigkeit, ein? 

Kennen Sie jemanden in Ihrem Umfeld, 

der ein riskantes Nutzungsverhalten zeigt? 

Scheuen Sie sich nicht und sprechen Sie das 

Problem an. Auch hierbei können Ihnen die 

Suchtkrankenhelfer der Polizei mit Rat und 

Tat hilfreich zur Seite stehen. 

Geht man mit offenen Augen durch die 

Dienststellen der Polizei, nimmt man nicht sel-

ten Kollegen*innen wahr, die permanent mit 

ihrem Handy beschäftigt sind. Ob dies Auswir-

kungen auf die Arbeitsqualität-/-quantität hat, 

ist zu vermuten. Deshalb ist es wirklich wichtig, 

seinen Medienumgang und den wahrnehmba-

ren des Umfeldes ehrlich zu hinterfragen.

Nützliche Informationen finden Sie wei-

terhin unter

• www.aktiv-gegen-mediensucht.de,

• www.kmdd.de (Keine Macht den Drogen),

•  www.bzga.de (Beratung per Mail und Te-

lefon),

• www.suchthilfeverzeichnis.de,

• www.dhs.de/suchthilfe/sucht-selbsthilfe

sowie bei vielen einschlägig bekannten 

Krankenkassen.

Wichtig ist und bleibt jedoch immer, 

dass man Probleme sieht/erkennt, sich in-

formiert und gezielt die richtigen Schrit-

te geht bzw. in die Wege leitet, um frei 

von Sucht und Suchtmitteln das Leben zu 

meistern.

Nicola Rose

Mitarbeiterin im Fachdienst Prävention/

Suchtkrankenhelferin der PD Zwickau

Die DP Sachsen bedankt sich bei allen Auto-

rinnen und Autoren vom PSU-Team aus Sach-

sen für die interessanten Artikel der letzten 

Jahre und die gute Zusammenarbeit, insbe-

sondere bei Simone Richter.

Weihnachtsfeiern der BG Zwickau

In der Zeit vom 6. bis 8. Dezember 2023 fanden die 

Weihnachtsfeiern in den verschiedenen Bereichen – 

Zwickau, Plauen und Muldenberg – statt. Somit konnten 

sehr viele Seniorinnen und Senioren erreicht werden.

Sigrid Ginter

Bei Kaffee und Weihnachtsgebäck konn-

ten die anwesenden Seniorinnen und 

Senioren den Hinweisen der Ansprechpart-

nerin der PVAG Signal Iduna, Frau Yvonne 

Schuster, lauschen. Diese informierte über 

die neuen Regelungen der Beihilfe, die die-

ses Jahr in Kraft treten. Im Anschluss gab es 

eine rege Diskussion zu den Themen. 

In den Bereichen Plauen sowie Mulden-

berg sprach ein Vertreter vom PSW, Herr An-

dré Göpfert.

Er informierte die Seniorinnen und Se-

nioren über die Partner vom PSW und die 

vielen Möglichkeiten, die genutzt werden 

können. So zum Beispiel sprach ein Ver-

treter, Herr Tokarcik, vom Kurheilbad Du-

dince aus der Slowakei. Dieses Kurheilbad 

ist besonders gut für Herz- und Kreislauf- 

sowie für Gelenkerkrankungen. Er erklär-

te und zeigte per Videopräsentation den 

Anwesenden den Ablauf in der Kurein-

richtung, welche Spezialbehandlungen 

an gewendet werden können, sodass je-

der Kurteilnehmer mit einem großen ge-

sundheitlichen Erfolg wieder zurückkeh-

ren kann.

Es sprach ein Senior, F. Lindner, der die 

Kureinrichtung besuchte und diese Heil-

behandlungen schon nutzte. Er konnte nur 

positive Aspekte nennen. Die Unterkunft, 

Behandlung sowie Verpflegung waren po-

sitiv.

Die Seniorinnen und Senioren bedankten 

sich für die gute Organisation sowie für die  

kleinen Aufmerksamkeit.

Alle freuten sich auf ein Wiedersehen 

mit ehemaligen Kolleginnen und Kolle-

gen und wünschen sich solche informati-

ven Veranstaltungen nicht nur zur Weih-

nachtszeit. I
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INFO-DREI

Verkürzung der Probezeit in …
… Sachsen-Anhalt

Gemäß § 20 Beamtengesetz des Landes 

Sachsen-Anhalt (Landesbeamtengesetz – 

LBG LSA) ist die Probezeit die Zeit im Be-

amtenverhältnis auf Probe, während der 

sich die Beamtinnen und Beamten bewäh-

ren sollen. 

Gemäß § 20 (1) LBG LSA ist § 10 des Ge-

setzes zur Regelung des Statusrechts der Be-

amtinnen und Beamten in den Ländern (Be-

amtenstatusgesetz – BeamtStG), welcher die 

Voraussetzung der Ernennung auf Lebens-

zeit regelt, auch erfüllt, wenn die Beamtin-

nen und Beamten sich in einer gleichwerti-

gen Laufbahn bewährt haben. 

Zum Beamten auf Probe wird ernannt, 

wer seinen Vorbereitungsdienst erfolgreich 

abgeschlossen hat und zur späteren Ver-

wendung als Beamter auf Lebenszeit vorge-

sehen ist. 

Die Ernennung zur Beamtin auf Lebens-

zeit oder zum Beamten auf Lebenszeit ist nur 

zulässig, wenn die Beamtin oder der Beamte 

sich in einer Probezeit bewährt hat.

Gemäß § 20 (2) LBG LSA dauert die Pro-

bezeit in der Regel drei Jahre. Zeiten haupt-

beruflicher Tätigkeit innerhalb oder außer-

halb des öffentlichen Dienstes können auf 

die Probezeit angerechnet werden, wenn die 

Tätigkeit nach Art und Bedeutung der Tätig-

keit in der Laufbahn gleichwertig ist. Wur-

de die Anrechnung jedoch bereits auf den 

Vorbereitungsdienst oder als hauptberufli-

che Tätigkeit nach § 14 LBG LSA (Zugangs-

voraussetzungen zu den Laufbahnen) vorge-

nommen, ist eine erneute Berücksichtigung 

nicht möglich.

Die Mindestprobezeit beträgt in der Lauf-

bahngruppe 1 sechs Monate und in der Lauf-

bahngruppe 2 ein Jahr. Eignung, Befähigung 

und fachliche Leistung der Beamtinnen und 

Beamten sind dabei wiederholt zu beurtei-

len.

Auf Antrag können Ausnahmen der Sätze 

1 und 4 § 20 (2) LBG LSA (z. B. Verkürzung der 

Probezeit oder Dauer der Mindestprobezeit) 

durch den Landespersonalausschuss zuge-

lassen werden.

Nancy Emmel

… Thüringen

Mit Inkrafttreten des Thüringer Beamten- 

und des Thüringer Laufbahngesetzes wur-

den die rechtlichen Grundlagen für die At-

traktivität eines Arbeitsplatzes im öffentli-

chen Dienst gelegt. Das Laufbahnrecht ist 

maßgeblich, wenn es um eine gute beruf-

liche Perspektive für Beamtinnen geht. Die 

Reglungen zur Probezeit werden im Thür-

LaufbG abgebildet. Eine Verkürzung der Pro-

bezeit kommt unter den in § 31 ThürLaufbG 

genannten Voraussetzungen in Betracht. 

Demnach kann die oberste Dienstbehörde 

die Probezeit für Beamte des mittleren und 

gehobenen Dienstes, die die Laufbahnprü-

fung mit der Note „sehr gut“ bestanden ha-

ben, um bis zu zwölf Monate bzw. mit „gut“ 

bestanden haben, um bis zu neun Monate 

kürzen. Für Beamte des höheren Dienstes 

kann die Probezeit um bis zu zwölf Mona-

te gekürzt werden, wenn die Laufbahnprü-

fung mit der Note „sehr gut“ bestanden wur-

de und um bis zu neun Monate, wenn die-

se die Laufbahnprüfung mit einer besseren 

Note als „befriedigend“ bestanden haben. 

Das Verfahren zur Kürzung der laufbahn-

rechtlichen Probezeit regelt sich nach der 

„Richtlinie TMIK über die Verfahrenswei-

se bei Verkürzung der laufbahnrechtlichen 

Probezeit in der Thüringer Polizei“ vom 

23. Februar 2021. Die Probezeitverkürzung 

kommt immer nur dann in Betracht, wenn 

sich das aus den während der Probezeit ge-

zeigten Leistungen und erfolgten Beurtei-

lungen rechtfertigen lässt. Die regelmäßige 

Probezeit dauert in allen Laufbahngruppen 

drei Jahre. Mindestens ist eine Probezeit von 

einem Jahr abzuleisten. Davon abweichend 

können Zeiten bei einem früheren Dienst-

herrn angerechnet werden. Darüber hin-

aus können Tätigkeiten, die nach Art und 

Schwierigkeit mindestens der Tätigkeit im 

künftigen Amt entsprechen, auf die Probe-

zeit angerechnet werden. Die Mindestpro-

bezeit bleibt hiervon unberührt. Von 2021 

bis 2023 konnte bei 67 Beamtinnen (davon 

6-mal Vw) in der Thüringer Landespolizei 

die Probezeit verkürzt werden. 

Marko Dähne

… Sachsen

Die Verkürzung der Probezeit ist nicht nur in-

nerhalb der Polizei ein heikles Thema, da sie 

einen nicht unerheblichen Einfluss auf die 

persönliche Absicherung hat. In den letzten 

fünf Jahren wurden viele Modelle versucht. 

Von einem zu positiv gemeinten bis zum jet-

zigen, vermeintlich schlechtesten Model. Der 

erfolgreiche Ablauf der Probezeit beeinflusst 

die weitere Entwicklung innerhalb der Poli-

zei, hat aber auch Konsequenzen bezüglich 

der beamtenrechtlichen Behandlung z. B. 

nach Privat- bzw. Dienstunfällen.

Das Sächsische Beamtengesetz regelt in  

§ 26 eine regelmäßige Probezeit von drei Jah-

ren, die durchlaufen werden muss. Gemäß 

§ 18 SächsLVO kann bei überdurchschnitt-

lichen Leistungen in der Laufbahnprüfung 

wie auch innerhalb der Probezeit als Aus-

nahmefall eine Verkürzung der Probezeit 

erfolgen.

Das Problem besteht jedoch darin, dass 

diese Ausnahmen in den Polizeidienststel-

len unterschiedlich angewendet werden. 

So kommen zu den jeweiligen Stichtagen 

manchmal nur fünf, ein andermal knapp 

60 Prozent der Beamtinnen und Beamten, 

für die eine Verkürzung in Betracht kom-

men könnte, in diesen „Genuss“. Man geht 

also seitens der Vorgesetzten sehr willkür-

lich damit um, was wiederum zu Benachtei-

ligungen führen kann.

Hier stellen sich nicht nur die Fragen, 

warum das so ist oder welcher Maßstab an-

gesetzt wird, sondern auch, warum es die 

Möglichkeit einer Verkürzung gibt, wenn sie 

nicht genutzt wird. Es gibt keine Definition 

für den „Tatbestand der Ausnahme“ und 

es ist genauso willkürlich, diesen per Er-

lass auf 20 Prozent festlegen zu wollen. Ge-

rade in Zeiten, in denen jeder Arbeitgeber 

um Arbeitnehmer kämpft und die Kreativi-

tät zur Attraktivität gefragt ist, sollten vom 

Gesetz- bzw. Verordnungsgeber geschaffene 

Möglichkeiten dankbar angenommen und 

vor allem die Empfehlungen der Interessen-

vertretungen nicht in den Wind geschlagen 

werden. Positives Denken kostet nichts!

Hagen Husgen


